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Frankfurt am Main / Havanna, 22. Oktober 2024 – Die Proteste gegen den dreitägigen
Stromausfall am Samstagabend ordnet Präsident Díaz-Canel als Versuch ein, „die
öffentliche Ordnung zu stören“ und verkündete, dass die Regierung keine Unruhen dulde.
Die Internationale Gesellschaft für Menschenrechte (IGFM) warnt vor Gewalt gegen die
Protestierenden. Um die Informationsweitergabe zu unterminieren, ließ der Diktator bereits
die Internetverbindung im Land temporär unterbrechen. Die IGFM fordert europäische
Vertreter auf, das kubanische Regime mit Sanktionen zu belegen und freie Wahlen sowie
ein Ende von Repression und Willkür unmittelbar einzufordern.

Der Zusammenbruch des nationalen Stromnetzes stürzte die kubanische Bevölkerung ins
Chaos. Die IGFM warnt, dass das kubanische Regime bereit sei, seine Drohung umzusetzen
und massive Gewalt nutzen wird, um die Proteste niederzuschlagen. So teilte Díaz-Canel
mit, er wolle gegen die Verantwortlichen „mit der Strenge der revolutionären Gesetze“
vorgehen. Zwar fließt inzwischen in einigen Teilen des Landes wieder Strom aber ein
Großteil der Kubaner lebt weiterhin in sehr prekären Zuständen.

STROMAUSFALL AUF KUBA

Weite Teile Kubas sind seit über 50 Stunden ohne Strom. Die Regierung droht, jegliche
Proteste gewaltsam niederzuschlagen.

IGFM: Regierung droht gewaltsame Niederschlagung von
Protesten auf Kuba an

Stromausfall stürzt die Insel ins Chaos
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„Das Regime muss sich eingestehen, dass es seinen Bürgern nichts anbieten kann außer
dem Schuldigmachen der USA für die selbst verschuldete wirtschaftliche miserable Lage.
Systematisch werden seit Jahrzehnten Menschenrechte massiv missachtet und Gewalt,
Folter und Willkür zur Durchsetzung der eigenen Macht benutzt. Dies muss ein Ende haben
und es ist absehbar, dass das Castro-Regime zu Grunde geht,“ berichtet Valerio Krüger,
Sprecher des Vorstands der IGFM.

Jahrzehntelange massive Menschenrechtsverletzungen

Das Leben vieler Gefangener ist in Gefahr, darunter zum Beispiel auch das des Deutsch-
Kubaners Luis Frómeta Compte, warnt die IGFM. Auch die politische Gefangene Sissi
Abascal Zamora ist Opfer staatlicher Willkür. Zamora ist aufgrund der Proteste vom 11. Juli
2021 inhaftiert und machte vor wenigen Tagen auf die fehlende Wasserversorgung im
Gefängnis La Bellotex in Matanzas aufmerksam.

Die Unterdrückung durch das Castro-Regime äußert sich unter anderem durch die massive
Einschränkung der Versammlungsfreiheit, friedliche Proteste werden oft gewaltsam
aufgelöst. Dies wurde auch im Juli 2021 erkennbar. Dort kam es zu den größten Protesten
seit mehreren Jahrzenten, Hunderttausende äußerten ihren Unmut über die Wirtschaftslage
und die politische Unterdrückung. Gewaltsam gingen Sicherheitskräfte anschließend gegen
die Proteste vor, tausende Personen wurden verhaftet, viele verletzt und getötet. Es folgten
willkürliche Schnellverfahren und absurde Urteile durch die Justiz. Den Angeklagten wurde
das Recht auf Verteidigung verweigert.

Wirtschaftskrise und Unterdrückung seit Jahrzehnten

Kuba steckt derzeit in der größten Wirtschaftskrise seit dem Zusammenbruch der
Sowjetunion, geprägt von hoher Inflation, Lebensmittel- und Medikamentenknappheit. Die
Ein-Parteien-Herrschaft unterdrückt die Bevölkerung seit sechs Jahrzehnten, über 1.100
Menschen sind aus politischen Gründen in kubanischen Gefängnissen inhaftiert.

Die Menschenrechtssituation auf Kuba

Tweets by IGFM_DE

https://www.igfm.de/kuba/
https://twitter.com/IGFM_DE?ref_src=twsrc%5Etfw
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Aktuelle Pressemitteilungen der IGFM

3007,
2025

50 Jahre Helsinki-Abkommen

Am 1. August 1975 verpflichteten sich Vertreter des West- und Ostblocks im Rahmen des
Helsinki-Abkommens zur Achtung der Menschenrechten. Heute sind Meinungs-,
Informations- und Versammlungsfreiheit in Russland faktisch nicht existent. Die IGFM
warnt vor der stark gefährdeten Sicherheit Europas und möglichen Ausweitung des
Ukraine-Krieges.

2907,
2025

Journalist Salidschon Abdurachmanow verstorben

Der usbekische Journalist, Menschenrechtsverteidiger und Vertreter der IGFM-Sektion
Usbekistan Salidschon Abdurachmanow ist im Alter von 75 Jahren gestorben. Die IGFM
trauert um ein Urgestein der usbekischen Demokratiebewegung. Wir sind in Gedanken bei
seiner Familie und drücken unser tief empfundenes Mitgefühl aus.

2507,
2025

Malediven: Auspeitschen und Steinigung im Urlaubsparadies

https://www.igfm.de/50-jahre-helsinki-abkommen/
https://www.igfm.de/salidschon-abdurachmanow-verstorben/
https://www.igfm.de/malediven-auspeitschen-und-steinigung-im-urlaubsparadies/
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Anlässlich des 60. Jahrestags der Unabhängigkeit der Malediven kritisiert die IGFM
gravierende Menschenrechtsverletzungen im beliebten Urlaubsparadies – von Scharia-
Strafen bis zur Verfolgung Andersgläubiger.

2407,
2025

Ehrenpräsidentin Monique Schlegel verstorben

Die IGFM trauert um die verstorbene Ehrenpräsidentin der IGFM Schweiz Monique
Schlegel.

2207,
2025

Pressekonferenz Syrien: Minderheiten in Gefahr

Am 24. Juli 2025 luden die IGFM und GfbV zu einer Online-Pressekonferenz über die
Angriffe auf die syrische Provinz Suweida ein. Gemeinsam mit Vertretern der betroffenen
Gemeinschaften wurde auf die prekäre Situation in Syrien aufmerksam gemacht und
Handlungsempfehlungen vorgestellt.

Weitere Meldungen

https://www.igfm.de/ehrenpraesidentin-monique-schlegel-verstorben/
https://www.igfm.de/pressekonferenz-syrien-minderheiten-in-gefahr/
https://www.igfm.de/news-presse/

